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1 Anlass und Ziele zur Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 „Pfaffenweg / Holzbruckweg“ 
1.1 Anlass der Aufstellung 

In dem bestehenden Mischgebiet des Bebauungsplanes Nr. 14 „Pfaffenweg / Holzbruckweg“ im Südosten von 
Röttenbach sind 16 Grundstücke mit Einzelhäusern bebaut. Weiter bestehen auf dem Grundstück Fl.-Nr. 312 
(ehemaliges Anwesen „Grünewald“) im Süden des Plangebietes mehrere ehemals gewerblich genutzte Baukörper, die 
aktuell neben dem Standort eines ambulanten Pflegedienstes ausschließlich zu Wohnzwecken genutzt werden. 
Neben weiteren Flächen auf dem o.g. Grundstück sind noch 10 Baugrundstücke im Plangebiet nicht bebaut. 
Durch das Auflassen der Bundesstraße 2 im Bereich der Weißenburger Straße, die Schließung des im Norden 
angrenzenden Textilveredelungsbetriebes und die tatsächliche Veränderung der Gebietsart von einem Gebiet mit 
gemischten Nutzungen zu einem Wohngebiet1 beabsichtigt die Gemeinde Röttenbach durch die Änderung der 
Gebietsart von einem Mischgebiet (MI) zu einem Allgemeinen Wohngebiet (WA) die Wohn- und Aufenthaltsqualität 
durch die Auflösung einer Gemengelage zu verbessern und den tatsächlichen Gegebenheiten anzupassen. So können 
durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes derzeit noch mögliche Konflikte zwischen Wohnen und im Mischgebiet 
zulässigen gewerbliche Nutzungen schon im Vorfeld ausgeschlossen werden.  
Da die Gemeinde Röttenbach auch weiterhin eine positive Entwicklung der Bevölkerung anstrebt und bestrebt ist 
neben der Ausweisung neuer Wohnbauflächen insbesonders die bestehenden Potentiale im Bestand zu nutzen wird 
zur Aktivierung und Aufwertung dieser bestehenden Bauflächen die Gebietsart in ein Allgemeines Wohngebiet 
verändert und weitere überbaubare Flächen auf Grundstück Fl.-Nr. 312 bereitgestellt. 
Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes wurden mit der 1. Änderung 2013 letztmalig beschlossen2 und 
entsprechen bzgl. ihrer Regelungsdichte und Qualität bei Änderung der Gebietsart nicht mehr dem Rahmen, der in 
den Baugebieten jüngeren Datums in Röttenbach angewendet wird. 
Im Zuge des 2 Änderungsverfahrens wird den heutigen Ansprüchen nach einer „offenen bzw. modernen“ Bauweise 
analog den Festsetzungen der Bebauungspläne Nr. 5, 9, 15, 18 und 20 entsprochen. Neben den bestehenden 
Dachformen und Gebäudetypen sollen nun analog der aktuellen und der zu einem späteren Zeitpunkt erstellten bzw. 
reaktivierten Bebauungsplane in Röttenbach auch hier alle Dachformen und Gebäudetypen ermöglicht werden. In 
diesem Zuge werden auch die grünordnerischen Festsetzungen  im Rahmen einer integrierten Grünordnungsplanung 
angepasst. 
Weiter ergeben sich neben einer Anpassung an den Bestand durch die digitale Neufassung des Bebauungsplanes auf 
Basis der aktuellen UTM Koordinaten im Zuge Abstufung der Weißenburger Straße zu einer 
Gemeindeverbindungsstraße im Rahmen der Umgestaltung der ehemaligen Ortsdurchfahrt in Röttenbach veränderte 
Rahmenbedingungen. So können nun die Sichtdreiecke wie die Festsetzungen zur Anbindung an die Bundesstraße 
entfallen. 
Der Bebauungsplan wird als sog. Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a Baugesetzbuch (BauGB) im 
beschleunigten Verfahren geändert. Die Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 Nr. 1 für eine Aufstellung im 
beschleunigten Verfahren werden insofern erfüllt, das die Grundflache des Bebauungsplanes unterhalb von 20.000m² 3 
liegt. Auch sind gem. § 13a Abs. 1 Nr. 2 durch die Bebauungsplanänderung keine erheblichen Umweltauswirkungen 
zu erwarten. Auf den Umweltbericht wird verwiesen. 
Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1. Von der frühzeitigen Unterrichtung 
und Erörterung nach § 3 Abs.1 und § 4 Abs. 1 wird gem. § 13 Abs. 2 Nr. 1 abgesehen. 
 

1.2 Planungserfordernis 
Aus der Notwendigkeit der Gemeinde Nutzungskonflikte durch die Auflassung von Gemengelagen zu reduzieren, 
bestehende private Bauflächenpotentiale zu entwickeln und eine Nutzungsintensivierung im Bestand zu fördern, ergibt 
sich für die Gemeinde Röttenbach das Erfordernis zur Änderung der Gebietsart in Allgemeines Wohngebiet und zur 

                                                           
1 Mit Ausnahme des ambulanten Pflegedienstes besteht hier ausschließlich eine Wohnnutzung 
2 Die Unterlagen der ursprünglichen Planung (2003) sowie die 1. Änderung (2013) liegen als Anhang bei. 
3 Gesamtgröße des BBP 40.520m², abzügl. Verkehrsflächen (4.795 m²) und Flächen mit Pflanzgeboten (1.993m²). Gesamtgröße 

Nettobauland 33.732m², Grundfläche bei einer GRZ von 0,4 (rechnerisch) 13.492m². Bei Berücksichtigung des Baubestandes 
bestehen ein Nettobauland von 6.823 m² und eine Grundfläche bei einer GRZ von 0,4 (rechnerisch) 2.729m². 
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Anpassung der Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 14 „Pfaffenweg / Holzbruckweg“ an die Maßstäbe für 
Wohnbebauung der Bebauungspläne jüngeren Datums. Den Eigentümern wird so die Möglichkeit eingeräumt eine wie 
in den o.g. Baugebieten „moderne und an die energetischen Belange4 ausgerichtete Bauweise“ zu realisieren. 
Durch die Rückstufung der Weißenburger Straße als Gemeindeverbindungsstraße und die digitale Neufassung des 
Bebauungsplanes auf das UTM-Koordinatensystem werden weiter die Grundstücksgrenzen, Erschließungsanlagen, 
und Baumstandorte an den tatsächlichen Bestand angepasst. 
 

1.3 Ziele und Leitgedanken 
Ziel ist es, durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Nutzung der bestehen Bauflächenpotentiale im Geltungsbereich des Bebauungsplanes als Allgemeines Wohngebiet 
unter den heutigen Gesichtspunkten zu entwickeln und die Verwirklichung einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung und Ermöglichung einer den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
gerecht werdende bauliche Nutzung i. S. des § 1 Abs. 5 BauGB zu verbessern. 
Hierzu ist u. a. folgendes beabsichtigt: 
 Die Festlegung eines Allgemeinen Wohngebietes im Sinne des § 4 Baunutzungsverordnung 

(BauNVO) gemäß der tatsächlichen Nutzung 
 ein weitestgehender Beibehalt des Maßes der baulichen Nutzung 
 die Aufhebung der eng begrenzten überbaubaren Flächen und Flächen für Garagen und deren 

Zufahrten 
 Die zusätzliche Bereitstellung von überbaubaren Flächen im südlichen Bereich des Plangebietes 
 die Aufhebung einer festgelegten Firstrichtung 
 das Ermöglichen unterschiedlicher Bautypen und Dachformen 
 Beibehalt und Ergänzung der Festsetzungen zum Erhalt / Anpflanzen von Bäumen und 

Sträuchern 
 Das Ermöglichen einer Anbindung an die Weißenburger Straße 
 die Rücknahme der Sichtdreiecke zur Weißenburger Straße 
  

1.4 Beschlussfassung 
 Der Gemeinderat Röttenbach hat in seiner Sitzung am 11.02.2019 die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 

„Pfaffenweg / Holzbruckweg“ beschlossen.  
 Der Bebauungsplan wird als sog. Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a Baugesetzbuch (BauGB) im 

beschleunigten Verfahren geändert. Ein Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft ist nicht erforderlich und 
wird nicht durchgeführt. Der Billigungs- und Auslegungsbeschluss erfolgte durch den Gemeinderat in der Sitzung 
vom 16.09.2019. Der Beschluss wurde am 30.09.2019 ortsüblich bekannt gemacht. 

 Zu dem Entwurf der 2 Änderung des Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan Nr. 14 „Pfaffenweg / 
Holzbruckweg“ in der Fassung vom 16.09.2019 wurden die planungsrelevanten Behörden und sonstige Träger 
öffentlicher Belange in der Zeit vom 30.09.2019 bis 14.11.2019 beteiligt.  

 Die öffentliche Auslegung § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte nach Bekanntmachung für die Dauer eines Monats im 
Zeitraum vom 11.10.2019 bis 14.11.2019.  

 Nach Abwägung der eingegangenen wurde die 2. Änderung des Bebauungsplanes mit integriertem 
Grünordnungsplan Nr. 14 „Pfaffenweg / Holzbruckweg“ in der Sitzung des Gemeinderates am 09.12.2019 als 
Satzung beschlossen. 

 

                                                           
4 Hierzu gehören auch Heizkonzepte, die auf Erdwärme- bzw. Erdwärmesonden basieren. Diese sind jedoch im Bereich des  
  Wasserschutzgebietes nicht möglich, da hier keine Bohrungen bzw. Erdaufschlüsse zulässig sind. 
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2 Bestandsbeschreibung 
2.1 Lage und Geltungsbereich des Änderungsbereiches 

Der Geltungsbereich der geplanten Bebauungsplanänderung liegt am südöstlichen Ortsrand von Röttenbach östlich 
der als Ortsstraße umgestalteten Weißenburger Straße. Im Süden und Osten schließen Flächen für die Landwirtschaft 
an. Nach Norden wird der Bebauungsplan durch die Bebauung des Altortes begrenzt. 
Der Änderungsbereich umfasst vollständig den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 14. Da der gesamte 
Bereich bereits im Rahmen der Fortschreibung des Flächennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan als 
Allgemeines Wohngebiet festgesetzt wurde wird auf eine weitere Beschreibung im Detail verzichtet. 
Die Geltungsbereichsgrenze der 2. Änderung ist der Planzeichnung zu entnehmen. Die Größe des 
Änderungsbereiches beträgt ca. 4,1 ha. 
Von der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 sind folgende Flurstücke bzw. Teilflächen (TF) der Gemarkung 
Röttenbach betroffen: 312; 340/5; 340/6; 340/7; 341; 341/1; 341/2; 341/3; 341/4; 342/1; 342/3; 342/7; 342/8; 342/10, 
342/11;  342/13; 343; 343/1; 344; 344/3; 344/5; 344/7; 345/2; 345/3; 346; 346/1; 346/2; 346/3; 346/4; 346/16; 346/17; 
346/18; 346/19; 347/3; 847/25; 847/28(TF); 847/37;847/206(TF). 
 

2.2 Einfügung in die Gesamtplanung (Flächennutzungsplan / Landschaftsplan) 

 

Der wirksame Flächennutzungsplan mit integriertem 
Landschaftsplan stellt den Änderungsbereich bereits als WA 
gem. § 4 BauNVO dar. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2.3 Geländebeschaffenheit / Grünbestand / derzeitige Nutzung 

 

Die Fläche des Änderungsbereiches wird mit Ausnahme 
eines ambulanten Pflegedienstes bereits als Wohngebiet 
genutzt. Die freien Bauparzellen werden als private 
Grünflächen (Gärten) oder landwirtschaftlich genutzt5. 
 
Bezüglich der Topographie weist das Plangebiet kaum 
Höhendifferenzen auf und kann als eben bezeichnet werden. 
 

                                                           
5 Quelle Luftbild: BayernAtlas 03.2019 
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2.4 Verkehrsanbindung, Erschließung 
Das Plangebiet ist über die Anliegerstraßen Pfaffenweg und Holzbruckweg an die Weißenburger Straße als 
Ortsverbindungsstraße und somit an das Erschließungssystem von Röttenbach angebunden. Beide Anliegerstraße 
weisen bauliche und gestalterische Defizite auf. Insgesamt scheinen Verkehrsanbindung und Erschließung jedoch 
unproblematisch zu sein. 
 

2.5 Leitungsträger 
Im Plangebiet befindet sich keine Trafostation Die ehemals von Südwesten nach Nordosten verlaufende  angebundene 
20 kV Leitung wurde erdverlegt. 
 

2.6 Emissionen/Immissionen 

 

Vom Plangebiet selbst gehen keine wesentlichen Geräuschimmissionen 
aus. 
Auf das Plangebiet wirken Verkehrsgeräuschimmissionen von der 
Weißenburger Straße (Ortsverbindungsstraße) und von der östlich 
verlaufenden Ortsumgehung B2 ein. 
Der im BayernAtlas 03.2019 dargestellte äußere tägliche Lärmpegel6 mit 
56,35599 dB(A) tangiert die Bebauung und liegt geringfügig über den 
Orientierungswerten der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) mit 
55db(A), jedoch unter dem Immissionsgrenzwertes der 16. BImSchV 
(Verkehrslärmschutzverordnung) von 59 dB(A) für reine und allgemein 
Wohngebiete. 
Der nächtliche Lärmpegel von 51,816002 liegt außerhalb des Plangebietes. 
Der Grenzwert von 49 dB(A) gem. der 16. BImSchV bzw. 45 dB(A) der DIN 
180057 wird somit möglicherweise eingehalten. Insgesamt wird von einer für 
das Wohnen unschädlichen Belastung ausgegangen. 
Da die hier dargestellten Lärmpegel des BayernAtlas grobe 
Berechnungsergebnisse darstellen wird im Rahmen eines 
Schallschutznachweises die Immissionsbelastung auf die angrenzende 
Wohnbebauung konkretisiert, um bereits im Rahmen des Bebauungsplanes 
etwaige Maßnahmen zum Schallschutz festzusetzen8.  

Wesentliche Gewerbegeräuschimmissionen liegen nicht vor. Bei der landwirtschaftlicher Nutzung der noch brach 
liegenden Baugrundstücke wie auch von den im Süden und Osten angrenzenden landwirtschaftlich genutzten 
Flächen wird eine gewisse Belastung vermutet. 

                                                           
6 Lärm an Hauptstraße – Pegelraster LDEN und LNight (Lärm an Hauptverkehrsstraßen) 
Die Daten beinhalten die Berechnungsergebnisse der Umgebungslärmkartierung 2017 an den Hauptverkehrsstraßen in Bayern. 
Außerhalb von Ballungsräumen sind dies alle Autobahnen, Bundes- und Staatsstraßen, die gemäß Verkehrszählung 2015 eine 
Verkehrsbelastung von mehr als 3 Mio. Kraftfahrzeugen pro Jahr aufweisen. Dies entspricht einer durchschnittlichen täglichen 
Verkehrsstärke (DTV) von mehr als 8.200 Kfz pro Tag. Innerhalb von Ballungsräumen sind dies alle Straßen mit einer DTV von 
mehr als 8.200 Kfz pro Tag. Die Lärmindizes LDEN und LNight in dB(A) werden als Maß für die allgemeine Belästigung bzw. als 
Maß für die Störungen des Schlafes verwendet. Der Pegel LDEN ist ein über 24 Stunden gemittelter Immissionspegel, der aus 
den Pegeln LDay, LEvening und LNight für die Beurteilungszeiten Tag (6:00-18:00 Uhr), Abend (18:00-22:00 Uhr) und Nacht 
(22:00-6:00 Uhr) ermittelt wird. Durch Gewichtsfaktoren von 5 dB(A) für die vierstündige Abendzeit und 10 dB(A) für die 
achtstündige Nachtzeit wird die erhöhte Lärmempfindlichkeit in diesen Zeiten berücksichtigt. Der Layer stellt die Lärmbelastung 
an Hauptverkehrsstraßen ausgedrückt durch den Lärmindex LNight gemäß EG-Umgebungslärmrichtlinie dar. 
7 Grenzwert für Verkehrslärm 
8 Die entsprechende Schallimmissionsschutztechnische Untersuchung (12736), Wolfgang Sorge, Ingenieurbüro für Bauphysik, 
Nürnberg den 12.06.2019 wird unter Punkt 4.2 „Planungsrechtliche und bauordnungsrechtliche Festsetzungen; 
bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften“ und 4.5 „Emissionen / Immissionen hier: Lärmschutzmaßnahmen“ betrachtet. 
Das Gutachten liegt weiter als Anlage der Begründung bei 
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2.7 Kanalanbindung, Oberflächenwasser 
Die freien Bauflächen des Bebauungsplanes Nr. 14 werden im Misch- und Trennsystem entwässert und sind bereits 
an das bestehende Kanalnetz angeschlossen. Die Abwasserbeseitigung im Geltungsbereich erfolgt durch den ZV 
Wasser und Abwasser Rezattal. Das Abwasser des angeschlossenen Ortsteiles Röttenbach wird seit Dezember 2017 
über ein Pumpwerk zur Kläranlage Georgensgmünd übergeleitet und dort vollbiologisch gereinigt.  
 

2.8 Wasserversorgung 
Röttenbach wird über den Wasser- und Abwasserzweckverband Rezattal mit Trinkwasser versorgt. Für das Baugebiet 
ist Wasser in ausreichender Qualität und Menge vorhanden. 
 

2.9 Bauverbotszonen/Freihaltezonen 
Die Abstandsflächen zu den landwirtschaftlichen Flächen an der südlichen und östlichen Grenze sind zu 
berücksichtigen. Durch die Rückstufung der Weißenburger Straße entfallen die bisher dargestellten Sichtdreiecke. 
Schutzzonen (Baubeschränkungsbereiche) bzw. ein Bewuchsbeschränkungsbereich zur 20 kV-Leitung ist nicht 
notwendig, da die Leitung aufgelassen wurde. 
 

2.10 Belastungen und Bindungen 
Ein Verdacht auf mögliche Altlasten liegt der Gemeinde Röttenbach nicht vor. Das Plangebiet befindet sich in keinem 
für den Naturschutz relevanten Schutzgebiet. 
Innerhalb des Geltungsbereiches der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 befinden sich nach der Denkmalliste 
Bayern keine Bau- und Bodendenkmale. Auch landschaftsprägende Denkmale finden sich nicht 
Es besteht kein Verdacht, dass sich das Planungsgebiet in einem Belastungsgebiet von Bombenfunden liegt. 
Auswertungen von Luftbildern die nach Luftangriffen bis Kriegsende erstellt wurden sind nicht bekannt. Besondere 
Vorsorgemaßnahmen vor Baubeginn sind im Hinblick auf Kampfmittel erscheinen nicht erforderlich.  
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3 Umweltbericht 
3.1 Einleitung / Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bebauungsplanes 

In dem bestehenden Mischgebiet des Bebauungsplanes Nr. 14 „Pfaffenweg / Holzbruckweg“ im Südosten von 
Röttenbach sind 16 Grundstücke mit Einzelhäusern bebaut. 10 Baugrundstücke im Plangebiet liegen noch brach. 
Durch das Auflassen der Bundesstraße 2 im Bereich der Weißenburger Straße und die tatsächliche Veränderung der 
Gebietsart von einem Gebiet mit gemischten Nutzungen zu einem Wohngebiet beabsichtigt die Gemeinde Röttenbach 
durch die Änderung der Gebietsart von einem Mischgebiet (MI) zu einem Allgemeinen Wohngebiet (WA) die Wohn- 
und Aufenthaltsqualität durch die Auflösung einer Gemengelage zu verbessern und den tatsächlichen Gegebenheiten 
anzupassen. 
Auch entsprechen die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes bzgl. ihrer Regelungsdichte nicht mehr dem 
Rahmen, der in den Baugebieten jüngeren Datums in Röttenbach angewendet wird. Neben den bestehenden 
Dachformen und Gebäudetypen sollen nun analog der Bebauungspläne jüngeren Datums auch hier alle Dachformen 
und Gebäudetypen ermöglicht werden. Die Art der Bebauung und die Bebauungsintensität (GRZ, GFZ) werden einem 
Allgemeinen Wohngebiet angepasst und die maximal überbaubare Fläche, trotz der Bereitstellung von überbaubaren 
Flächen auf dem südlichen Grundstück, insgesamt reduziert. 
In weiten Teilen des Bebauungsplanes (Nutzungsschablone B) werden ausschließlich Einzel und Doppelhäuser mit 
maximal 2 Wohneinheiten pro Gebäude zugelassen, so dass hier eine lockere Wohnbebauung mit größeren 
Gartenflächen gesichert wird. 
Durch die Rückstufung der Weißenburger Straße als Gemeindeverbindungsstraße und die digitale Neufassung des 
Bebauungsplanes auf Basis der UTM Koordinaten werden weiter die Grundstücksgrenzen, Erschließungsanlagen, 
Bauverbotszonen und Baumstandorte an den tatsächlichen Bestand angepasst. Die Festsetzungen zum Erhalt / 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern werden beibehalten und nach Osten erweitert. 
 

3.2 Rechtsgrundlagen 
Gemäß §§ 2 und 2 a des novellierten Baugesetzbuches (BauGB) besteht bei der Aufstellung von Bauleitplänen die 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung und zur Erstellung eines Umweltberichtes. Der Umweltbericht muss den 
formalen Anforderungskriterien nach § 2 a und der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2 a entsprechen. Die im Rahmen der 
Umweltprüfung zu berücksichtigenden Belange des Umweltschutzes sind in § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB 
aufgeführt.  
Die Festlegung des Untersuchungsumfanges und der Untersuchungsmethode) bezogen auf die verschiedenen 
Schutzgüter (Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Luft, biologische Vielfalt, Landschaft, Mensch, Kultur – und 
Sachgüter) und möglicher Wechselwirkungen erfolgt nach Konsultation der Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann. 
Im Scopingverfahren werden der Untersuchungsrahmen und die Untersuchungstiefe des Umweltberichtes festgelegt. 
Der Umweltbericht baut i.d.R. auf den Ergebnissen des Scopings auf. Auf ein Scopingverfahren wurde in diesem 
Fall verzichtet, da durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes die Schutzgüter nur unwesentlich betroffen 
sind bzw. durch die Nutzungsänderung in ein Wohngebiet die überbaubare Fläche planungsrechtlich reduziert 
wird und sich somit die Rahmenbedingungen verbessern. 
Weiter wird der Umweltbericht den Umweltbehörden als Träger öffentlicher Belange im Rahmen der Beteiligung nach 
§ 4 BauGB zur Kenntnis gegeben, damit die Anregungen und/oder Bedenken über den Bebauungsplan auf einer 
umweltfachlich gesicherten Informationsgrundlage getroffen werden können. Weiter dient die im Umweltbericht 
enthaltene Beschreibung der zuvor ermittelten Umweltauswirkungen zusammen mit der Begründung nach § 9 Abs. 8 
BauGB der Kommune zur abschließenden Entscheidung über den Bebauungsplan.  
 

3.3 Umweltschutzziele aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachplanungen sowie ihre Berücksichtigung 
Die Umweltprüfung bezieht sich auf den Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 sowie auf das 
unmittelbare Umfeld soweit dies gutachterlich für erforderlich gehalten wurde. Inhaltlich erfolgte eine Betrachtung der 
in § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB aufgelisteten Belange, namentlich die Schutzgüter Mensch, Tiere, Pflanzen, 
Wasser, Boden, Klima/Luft, Landschaft, biologische Vielfalt sowie Kultur- und sonstige Sachgüter. 
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Zur Beurteilung des Ausgangszustandes und möglicher Auswirkungen der Planung wurde neben der Prüfung von 
Grundlageninformationen (hier: Begründung des rechtskräftigen Bebauungsplanes, des wirksamen FNP mit 
integriertem Landschaftsplan und der Biotopkartierung / ABSP des Landkreises Roth) eine spezielle 
artenschutzrechtliche Prüfung (saP) durchgeführt. In diesem Rahmen wurde die artenschutzrechtliche Relevanz einer 
Bebauung auf den noch freien Bauflächen überprüft9. 
Bezüglich des Lärmschutzes erfolgen durch die Bebauungsplanänderung keine negativen Veränderungen. Durch die 
Nutzungsänderung von MI in WA gelten andere Immissionsgrenzwerte, sodass von einer Verbesserung der 
Rahmenbedingungen im Gebiet ausgegangen wird. Bezüglich der auf das Gebiet einwirkenden 
Verkehrsgeräuschimmissionen der Ortsumgehung wird davon ausgegangen, dass aufgrund der bestehenden 
Datenlage10 und den Ergebnissen einer Schalltechnischen Untersuchung11 insgesamt eine für das Wohnen 
unschädliche Belastung besteht bzw. durch entsprechende Maßnahmen ein Wohnen weiterhin möglich ist. 
Mit der Denkmalliste Bayern besteht hinsichtlich umweltbezogener Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter eine ausreichende Informationsgrundlage. 
Untersuchungen zur Lufthygiene wie ein Verdacht auf mögliche Altlasten oder Kampfmittel (Bombenfunde) liegen der 
Gemeinde Röttenbach nicht vor. 
 

3.4 Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen einschließlich der Prognose bei 
Durchführung der Planung 

Nachfolgend wird eine Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes einschließlich der besonderen 
Umweltmerkmale auf das jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt. Es werden die mit der Durchführung der Planung 
verbundene Veränderung des Umweltzustandes dokumentiert und bewertet. Die erwarteten Umweltwirkungen werden 
herausgestellt, um daraus anschließend Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich 
negativer Umweltwirkungen abzuleiten. 
Zur Bestimmung und Bewertung der Wirkungen des Vorhabens auf die Umwelt bedarf es einer differenzierten 
Betrachtung seiner Anlagen sowie des Betriebes. Es ist zu unterscheiden zwischen bau-, anlage- und 
betriebsbedingten Effekten. 
 Baubedingte Effekte sind alle jene, die eine Veränderung des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes (deren 

Einzelkomponenten und Wirkungszusammenhänge) während der Bauphase der Anlagen und Gebäude 
vorübergehend, also zeitlich begrenzt, verursachen (z. B. Zerstörung von Vegetation und Lebensräumen von 
Tieren, Verschmutzung durch Stäube). An baubedingten Wirkungen kommen vor allem Immissionen wie Lärm, 
Abgase und Stäube aus Bautätigkeiten in Betracht. 

 Anlagebedingte Effekte sind überwiegend dauerhaft und entstehen durch die technischen Baukörper bzw. 
Bauwerke selbst, wie z. B. möglicher Flächenverlust, Zerstörung oder Beeinträchtigung von Lebensräumen, 
Zerschneidung von Funktionszusammenhängen, Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, kultureller Güter 
sowie aller Sachgüter und angrenzender Nutzungen mit Bedeutung für die Umwelt. 

 Maßgebliche betriebsbedingte Wirkungen sind mögliche Emissionen von Geräuschen (Lärm), Licht, Wärme, 
Abluft, Abgase und Abwasser aus Betrieb sowie Zu- und Abfahrten. 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. Dabei werden12 drei Stufen unterschieden: 
geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit. 
 

3.4.1 Inanspruchnahme der Ressource Fläche 
Die städtebauliche Entwicklung soll nach § 1 Abs. 5 BauGB vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung 
erfolgen. Dabei sollen nach § 1a Abs. 2 BauGB die Möglichkeiten der Wiedernutzung von Brachflächen, 
Nachverdichtungen und andere Maßnahmen der Innenentwicklung genutzt werden. Die Umnutzung von landwirt-

                                                           
9  Die entsprechende spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP), Büro ÖFA Ökologie Fauna Artenschutz, Roth, Juli 2019 wird 
unter Punkt 3.4.3 „Umweltauswirkungen: Schutzgut Tier und Pflanzen“ und 4.4 „Belange des Artenschutzes“ betrachtet. Die saP 
liegt weiter als Anlage der Begründung bei. 
10 Siehe Punkt .2.6 der Begründung 
11 Resümee der Schalltechnischen Untersuchung 
12 falls eine Umweltauswirkung vorliegt 
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schaftlich genutzten Flächen, Wald oder zu Wohnzwecken genutzten Flächen soll nur im notwendigen Umfang 
erfolgen. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründet 
werden. Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung sollen dabei zugrunde gelegt werden, zu denen 
insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen 
können. 
Beschreibung 
Für das 4,1 ha große Plangebiet besteht bereits Baurecht auf Grundlage des bisher rechtskräftigen Bebauungsplanes 
Nr. 14, 1. Änderung. Die Flächen sind größtenteils bebaut bzw. werden als Gartenflächen oder landwirtschaftlich 
genutzt. Neben dem Nachverdichtungspotential auf dem bestehenden Grundstück auf Fl.-Nr.312 bestehen noch 10 
bebaubare Parzellen mit einer Gesamtfläche von ca. 0,68 ha. Nennenswerte Gehölzbestände bestehen nicht. 
Auswirkungen 
Da das Plangebiet zum Teil schon größtenteils versiegelt und bebaut ist, erfolgen Eingriffe in schon vorbelasteten 
Bereichen durch eine auch bisher schon mögliche Nachverdichtung bzw. Neubebauung auf bisher nicht bebauten 
Parzellen mit bestehendem Baurecht. Durch die Änderung der Gebietsart erfolgt eine Reduzierung der 
planungsrechtlich festgelegten überbaubaren Fläche (GFZ) von 60% auf 40% der Grundstücksfläche. 
Ergebnis 
Durch die Bebauungsplanänderung erfolgt keine Erhöhung der zu bebauenden bzw. zu versiegelten Flächen. 
Durch die Bebauungsplanänderung werden keine zusätzlichen Flächen in Anspruch genommen. 
 

3.4.2 Umweltauswirkungen: Schutzgut Mensch 
Beschreibung 
Im ehemaligen Bebauungsplan Nr. 14, 1. Änderung ist der Geltungsbereich als Mischgebiet und als Verkehrsfläche 
festgesetzt. Besonders erholungswirksame Strukturen liegen nicht vor. 
Ein behördlicher Gefahrenverdacht hinsichtlich Untergrundverunreinigungen besteht nicht. Belastungen mit Umwelt-
schadstoffen durch Altablagerungen (Altlasten) liegen im Plangebiet bzw. angrenzend an das Plangebiet13 ebenfalls 
nicht vor. Das hier betrachtete Plangebiet befindet sich nach unserem Kenntnisstand in keinem Belastungsgebiet nach 
dem Kriegsschadensplan, der durch die Auswertung von Luftbildern nach Luftangriffen bis Kriegsende erstellt wurde. 
Durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes werden keine relevanten Veränderungen gegenüber dem Schutzgut 
Mensch geschaffen. Übermäßige Verdichtungen oder Belastungen durch Neubebauung aus dem Wohnbaugebiet, die 
angrenzende Nutzungen unzulässig beeinträchtigen, sind nicht zu erwarten. 
Auswirkungen 
Für den Menschen sind im Zusammenhang mit der angestrebten Planung – insbesonders mit der Änderung der 
Gebietsart in ein Allgemeines Wohngebiet Auswirkungen auf das Umfeld (Lärm und Immissionen sowie visuelle 
Beeinträchtigungen) und die Erholungsfunktion (Lärm, Landschaftsbild und Barrierewirkung) von Bedeutung, die 
jedoch in ähnlicher bzw. höherer Intensität bereits auch im vorangegangenen Planungsstand möglich waren. Von den 
ausgehenden Wirkungen ist ausschließlich die bereits bestehende Bebauung im Baugebiet betroffen. 

Verkehrslärmimmissionen: Die geplante Bebauungsplanänderung ist für den internen Verkehr irrelevant. Durch die 
Wohnnutzung kann sich der Anliegerverkehr geringfügig erhöhen, wird jedoch durch die Reduzierung des 
gewerblichen Verkehrs ausgeglichen. Aufgrund der Tatsache, dass es sich hier ausschließlich um die Änderung von 
Bauflächen - ohne die Intensität wesentlich zu erweitern - handelt, wird diese Belastung als unerheblich eingestuft.  
Bezüglich der auf das Gebiet einwirkenden Verkehrsgeräuschimmissionen der Ortsumgehung wird davon 
ausgegangen, dass aufgrund der bestehenden Datenlage14 und den Ergebnissen einer Schalltechnischen 
Untersuchung15 insgesamt eine für das Wohnen unschädliche Belastung besteht bzw. durch entsprechende 
Maßnahmen ein Wohnen weiterhin möglich ist. 
Gewerbegeräuschimmissionen: Gewerbegeräusche sind zukünftig durch die Änderung der Gebietsart irrelevant. 

                                                           
13 Ehem. Textilveredelung Bartl, nördlich an das Plangebiet angrenzend 
14 Siehe Punkt .2.6 der Begründung 
15 Resümee der Schalltechnischen Untersuchung 
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Landwirtschaftliche Immissionen: An der südlichen und östlichen Grenze des Plangebietes liegen landwirtschaftlich 
genutzte Flächen. Die Bewohner des Plangebietes müssen davon ausgehen, dass hier zu einer ordnungsgemäßen 
Landwirtschaft erforderliche Bewirtschaftungsmaßnahmen stattfinden und dadurch unvermeidliche Immissionen, 
z.B. durch Gerüche, Lärm landwirtschaftlicher Maschinen, Staub u. ä. entstehen. Diese waren bisher und sind auch 
weiterhin aufgrund des planerischen Gebots der gegenseitigen Rücksichtnahme hinzunehmen. Maßnahmen zu ihrer 
Vermeidung oder Reduzierung sind nicht vorgesehen. Auswirkungen durch die Bebauungsplanänderung ergeben 
sich nicht. 

Ergebnis 
Das Plangebiet ist auf Grund seiner Lage am Ortsrand, seiner Erschließbarkeit und der umgebenen Randnutzungen 
als Allgemeines Wohngebiet geeignet. Durch die Reduzierung der Grenzwerte für Lärm im Plangebiet durch die 
Festsetzung eines Wohngebietes kann möglicherweise durch entsprechende bauliche Schallschutzmaßnahmen von 
einer positiven Veränderung der Immissionssituation ausgegangen werden. Eine Verschlechterung der bestehenden 
Immissionssituation findet in jedem Falle nicht statt. Durch die Bebauungsplanänderung entstehen keine 
Beeinträchtigungen. 
Die Bebauungsplanänderung ist bzgl. nachteiliger Umweltauswirkungen auf den Menschen nicht relevant. 
 

3.4.3 Umweltauswirkungen: Schutzgut Tiere und Pflanzen 
Beschreibung und Auswirkungen 
Das Plangebiet stellt gemäß FNP ein bereits größtenteils bebautes Wohngebiet dar. Der Landschaftsplan stellt diese 
Fläche nicht heraus.  
Das Arten- und Lebensraumpotential wird bereits durch die bestehende Wohnnutzung geprägt. Die insgesamt lockere 
Bebauung mit größeren Gartengrundstücken bietet für die Tierwelt insgesamt relativ günstige Bedingungen.  
Grundsätzlich ist auch im Innenbereich der Artenschutz abzuprüfen. Hierzu wurden im Juli 2019 eine spezielle 
artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt.16. Erkenntnisse oder Hinweise auf das Vorkommen besonders wertvoller 
oder geschützter Tier- und Pflanzenarten bzw. Biotope liegen nicht vor. Bei Berücksichtigung der in diesem Rahmen 
formulierten Vermeidungsmaßnahmen17 entstehen für Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und für Vogelarten 
gem. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie keine Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG. 
Da durch die Bebauungsplanänderung das Plangebiet einem geringeren Nutzungsdruck unterliegen wird werden die 
Parameter bezüglich des Schutzgutes Tiere und Pflanzen (Bebauungsintensität, Erschließung, Versiegelung, 
Emissionen) nicht negativ verändert sondern eher verbessert. 
Ergebnis 
Neben der Beeinträchtigung einer natürlichen Entwicklung von Flora und Fauna durch Bautätigkeiten, wird durch eine 
Bebauung der freien Bauparzellen dem Boden durch Versiegelung die natürliche Bodenfunktion als Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen entzogen. 
Zur Vermeidung und zur Minderung der Eingriffe auf den noch nicht bebauten bzw. als Lagerflächen gewerblich 
genutzten Baugrundstücken wird darauf hingewiesen18, dass die Baufeldräumung nur außerhalb der 
Vogelschutzzeiten (1. März bis 30. September) zwischen Oktober und Februar erfolgen darf und die Rodung von 
Baumen, Sträuchern und Hecken auf das notwendige Mindestmaß zu beschränken ist. 
Weiter ist „der mögliche Abbruch von alten Gebäuden am günstigsten in den Oktober zu legen und muss von einem 
Fledermausexperten begleitet werden. Bevor der Abriss der Gebäude mit großmechanischen Geräten erfolgt, sind 
Dachböden und Dächer auf das Vorkommen von Fledermäusen (insbesondere Einzelindividuen) hin zu überprüfen. 
In diesem Rahmen wird „um die durch mögliche Abriss- und Sanierungsmaßnahmen verlorengehenden 
Brutmöglichkeiten von Gebäudebrütern auszugleichen, an dem ehemals gewerblich genutzten Baukörper im Süden 
des Planungsraumes (hohe Gebäude)“ die Anbringung von mindestens drei Koloniekästen für Sperlinge festgelegt. 

                                                           
16 Die entsprechende spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP), Büro ÖFA Ökologie Fauna Artenschutz, Roth, Juli 2019 liegt  

als Anlage der Begründung bei Die in diesem Rahmen ermittelten Sachverhalte sind mit der UNB abgestimmt und wurden in die 
Planung integriert. 

17 Die Vermeidungsmaßnahmen werden unter Punkt 4.4 betrachtet. CEF-Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen 
 ökologischen Funktionalität sind nicht erforderlich 

18 Siehe Punkt 3.1. der speziellen artenschutzrechtliche Prüfung (saP), Büro ÖFA Ökologie Fauna Artenschutz, Roth, Juli 2019 
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Die Bebauung war bisher in höherer Intensität möglich. Durch die Auswirkungen der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes in Verbindung mit den in der saP formulierten Maßnahmen zur Vermeidung kommt es somit zu 
keinem zusätzlichen Verlust von Lebensraum für Tiere und Pflanzen. Im Bereich der nichtüberbaubaren Bereiche des 
Wohnbaugebietes werden durch die grünordnerischen Festsetzungen die Qualitäten der Gartenflächen beibehalten 
bzw. optimiert.  
Die Umweltauswirkungen der Bebauungsplanänderung lassen keine nachteiligen Auswirkungen für Tier- und 
Pflanzenwelt erwarten. 

 

3.4.4 Umweltauswirkungen: Schutzgut Wasser 
Beschreibung und Auswirkungen 
Im Plangebiet selbst sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Das Plangebiet ist mit seinen Gartenflächen zu 
großen Teilen unversiegelt. Es ist davon auszugehen, dass die unbeeinträchtigte Versickerung ihren Beitrag zur 
Grundwasserneubildung liefert. 
Durch die Überbauung und Versiegelung der noch freien Bauparzellen kommt es neben einem Verlust von 
Infiltrationsflächen und einer Verringerung der Grundwasserneubildung auch zu einem verstärkten Anfall von 
Oberflächenwasser aus den versiegelten Flächen. Auswirkungen auf Oberflächengewässer werden nicht erwartet. Die 
Schmutzwasserableitung erfolgt über die bestehende Kanalisation. 
Im Rahmen der Gründungsmaßnahmen von Baukörpern kann es bei Grundwasserhochständen lokal zu bauzeitlich 
begrenzten Eingriffen in das genutzte Grundwasservorkommen kommen. Dauerhaft sind keine wasserwirtschaftlich 
Auswirkungen auf die Grundwasserströmungsverhältnisse bzw. die genutzten Grundwasservorkommen zu erwarten. 
Durch die Bebauungsplanänderung werden keine Parameter bezüglich des Schutzgutes Wasser (Erschließung, 
Versiegelung, Grundwasserneubildung, Oberflächenwasser) verändert, die negative Auswirkungen vermuten lassen.  
Ergebnis 
Durch die beabsichtigte Änderung der Gebietsart wird die Bebauungsintensität und der bisher bereits mögliche Verlust 
von Infiltrationsflächen um ca. max. 30% der bebaubaren Fläche19 deutlich reduziert.  
Aufgrund des Teilverlustes von Infiltrationsflächen bei einer Bebauung der freien Baugrundstücke besteht 
eine geringe Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser. Die Bebauungsplanänderung lässt gegenüber der 
bisherigen Situation jedoch keine nachteiligen Umweltauswirkungen erwarten. 
 

3.4.5 Umweltauswirkungen: Schutzgut Boden 
Beschreibung 
Das Mischgebiet ist durch die bestehende Wohnnutzung und den Gartenflächen zu großen Teilen unversiegelt. Die 
noch nicht bebauten Baugrundstücke weisen ein weitgehend erhaltenes Bodenprofil und natürliche 
Bodeneigenschaften auf. Dementsprechend bestehen hier natürliche Bodenfunktionen wie Versickerungsfähigkeit, 
Filter- und Puffervermögen, und Grundwasserneubildung die durch eine Bebauung ge-/zerstört werden. 
Im Geltungsbereich sind keine Altlasten verzeichnet. Auch durch die im Norden angrenzende Fläche der ehemaligen 
Textilveredelung „Bartl“ sind keine Belastungen zu erwarten20. Insgesamt ist der Boden im Plangebiet als gering 
vorbelastet zu beurteilen. Er weist nach hiesigem Kenntnisstand aufgrund der genannten bestehenden Nutzungen 
eine mittlere Wertigkeit hinsichtlich der Belange von Natur und Landschaft auf. 
Auswirkungen  
Durch die Bebauungsplanänderung werden keine zusätzlichen Flächen versiegelt. Durch die Änderung der Gebietsart 
können durch die Anlage von Gebäuden und/oder Zufahrten (GRZ 0,4) nun nicht mehr 60% wie bisher sondern 
maximal 40% der Fläche der Baugrundstücke im Wohngebiet dauerhaft versiegelt werden. Durch die Wohnnutzung 
werden weiterhin keine nennenswerten betriebsbedingten Belastungen erwartet. Die momentan vorhandene relativ 
hohe Durchlässigkeit der Böden wird aufgrund des zu erwartenden Anteils an versiegelten Flächen durch die 
bestehende wie geplante Bebauung nun in einem geringerem Maße reduziert als bisher möglich. Ein erhöhter 

                                                           
19 Änderung der GFZ von 0,6 auf 0,4 
20 Gem. Aussagen der Gemeinde 
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Oberflächenabfluss und somit eine verringerte Grundwasserneubildung, sowie der Verlust von Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere sind nur in geringem Maße betroffen. 
Eine Minimierung dieser Störungen ist anzustreben. Hierzu sind im Bebauungsplan Nr. 14, 2. Änderung  
Festsetzungen, die auf die Eingriffe in den Bodenhaushalt reagieren, formuliert. Durch Maßnahmen wie z.B. 
Versickerung von unbelastetem Oberflächenwasser auf dem Grundstück durch versickerungsfähige Beläge im Bereich 
der Zufahrten werden diese Auswirkungen größtmöglichst reduziert. 
Ergebnis 
Entsprechend der Bestandssituation bestehen keine negativen Umweltauswirkungen der Planung auf das 
Schutzgut Boden. 

 

3.4.6 Umweltauswirkungen: Schutzgut Klima und Luft 
Beschreibung 
Der Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 befindet sich im Südosten von Röttenbach 
umgeben von Wohnbauflächen und landwirtschaftlich genutzten Flächen also im Übergangsbereich zwischen dem 
offenen Freilandklima der Umgebung und dem Klima kleinerer Ortslagen. 
Auswirkungen  
Durch die Bebauungsplanänderung werden keine Flächen verändert. Die momentan vorhandene relativ hohe 
Durchlässigkeit der Böden wird, aufgrund des zu bestehenden wie zu erwartenden Anteils an versiegelten Flächen 
durch eine Bebauung der brach liegenden Baugrundstücke insgesamt kaum reduziert. Mögliche Beeinträchtigungen 
des Klimas wie Überwärmung oder die Verringerung der Luftfeuchtigkeit bzw. eine Beeinträchtigung bestehender 
Luftaustauschprozesse sind nicht zu erwarten.  
Ergebnis 
Unter Zugrundelegung der gültigen Wärmedämmstandards und moderner Heizanlagen ist von keinen 
Umweltauswirkungen der Bebauungsplanänderung auszugehen, da die Bebauungsintensität nicht erhöht wurde. 
Erhebliche klimatische Beeinträchtigungen durch das Plangebiet aus Versiegelung, Überbauung und 
Verkehrsemissionen sind aufgrund der geringen Dimensionierung der bestehenden und noch möglichen Bebauung 
nach wie vor nicht zu erwarten. 
Entsprechend der Bestandssituation sind die Umweltauswirkungen der Planung auf das Schutzgut Klima und 
Luft als unwesentlich zu beurteilen. 
 

3.4.7 Umweltauswirkungen: Schutzgut Landschaft und natürliche Erholungseignung 
Beschreibung 
Die Fläche des Bebauungsplanes befindet sich auf ebenem Gelände am südöstlichen Ortsrand von Röttenbach 
Im Plangebiet sind mit Ausnahme des Erschließungssystems das fußläufig genutzt werden kann, keine 
Erholungsmöglichkeiten vorhanden. Naherholungspotential besteht nur in geringem Umfang. 
Auswirkungen  
Durch die Bebauungsplanänderung kommt es zu keiner Überbauung, die sich negativ auf das Landschaftsbild und die 
natürliche Erholungseignung auswirkt. Die Intensität der Auswirkungen auf das Landschaftsbild ergibt sich vor allem 
aus der Form, Größe und Gestaltung der Bebauung, die hier jedoch nicht wesentlich geändert wird. Durch die 
planungsrechtliche Änderung der Gebietsart ist trotz Fernwirksamkeit der bestehenden Bebauung am südöstlichen 
Ortsrand auf Grundstück Fl.-Nr. 312 eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes nicht gegeben, da der bestehende 
Gebietscharakter nur unwesentlich verändert wird. Durch die Festsetzung der Gebäudehöhe (mit 11,0 m unterhalb der 
bestehenden Baukörper im Süden des Plangebietes) werden eher positive Auswirkungen erwartet. 
Insgesamt kann von keinen negativen Auswirkungen auf das Orts und Landschaftsbild ausgegangen werden.  
Ergebnis 
Entsprechend der Bestandssituation sowie der Höhenbegrenzung der geplanten Baukörper sind die 
langfristigen Umweltauswirkungen der Planung auf das Schutzgut Landschaft und natürliche Erholungs-
eignung als unerheblich zu beurteilen. 
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3.4.8 Umweltauswirkungen: Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Beschreibung / Auswirkungen 
Innerhalb des Geltungsbereiches der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 befindet sich kein Bau- oder 
Bodendenkmal. Auch weitere Kultur- und sonstigen Sachgüter von gesellschaftlicher Bedeutung, wie architektonisch 
wertvolle Bauten oder weitere archäologische Schätze sind nicht bekannt. 
Ergebnis 
In den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes besteht ein Hinweis, dass Funde von Bodenaltertümern und 
Denkmälern auf den Grundstücken gem. Art. 8 Abs. 1 DSchG, unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege 
anzuzeigen. Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter wird durch die Planung nicht beeinflusst. 
Die Umweltauswirkungen lassen keine Erheblichkeit für das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
erwarten. Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 ist hier nicht relevant. 
 

3.4.9 Wechselwirkungen 
Es gehen keine negativen Wechselwirkungen aufgrund der Bebauungsplanänderung aus. Durch die 
Nutzungsänderung von Mischgebiet in Wohngebiet werden negative Wechselwirkungen eher minimiert. 
 

3.5 Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 
Durch die Bebauungsplanänderung entstehen keine neuen negativen Auswirkungen im Hinblick auf Abfälle und 
Abwässer. Durch das Wohngebiet fällt Hausmüll an, der aber auch vor dem Änderungsverfahren ordnungsgemäß u.a. 
durch die Müllabfuhr entsorgt wurde. 
 

3.6 Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und Effiziente Nutzung von Energie 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird die Nutzung erneuerbarer Energien nicht eingeschränkt, es gibt 
im Bebauungsplan aber auch keine explizite Verpflichtung zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen bzw. Vorgaben 
zur sparsamen und effizienten Nutzung von Energien. Bei Neubebauung gelten die Vorgaben im Hochbau  (z.B. EnEV, 
EEWärmeG). 
 

3.7 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Bebauungsplanänderung könnten die freien Baugrundstücke weiterhin in höherer Intensität 
und mit einem gewerblichen Nutzungsanteil jedoch ohne zusätzliche gestalterische Möglichkeiten bebaut werden. Die 
bestehenden Verhältnisse blieben bestehen bzw. würden sich durch mögliche gemengelagentypische 
Nutzungskonflikte eher negativ verändern. 
 

3.8 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich einschließlich der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung  

Der Umweltbericht muss sich vor allem mit den Eingriffsfolgen befassen und auf Grundlage der zuvor getroffenen 
Feststellungen über den Planinhalt und die Auswirkungen auf die Umwelt Vermeidungs-, Minderungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen prüfen. 
Das Stufensystem gem. § 13 BNatSchG wird hier in Ansatz gebracht: 
 Eingriffe sind nach Möglichkeit zu vermeiden, 
 Nicht vermeidbare Eingriffe sind zu minimieren, 
 Verbleibende Eingriffe sind auszugleichen, bzw. zu kompensieren (vgl. § 200a, Satz 1 BauGB). 
Ob und in welchem Umfang ein Eingriff auszugleichen ist, wird gem. § 1 a Abs. 1 Nr. 2 BauGB u. § 15 BNatSchG in 
der planerischen Abwägung durch die Kommune entschieden. 
Durch die für die Schutzguter unwesentlichen, nicht relevanten Änderungen aufgrund der 2. 
Bebauungsplanänderung Nr. 14 werden keine Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung bzw. zum Ausgleich 
notwendig. 
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3.9 Alternative Planungsmöglichkeiten 

Die Bebauungsplanänderung ist als Maßnahme der Innenentwicklung (Auflösung einer gemischten Nutzungsstruktur 
mit potentielle Nutzungskonflikten und Festlegung der Gebietsart WA gemäß der tatsächlichen Nutzung) zur 
Aktivierung der noch brach liegenden Baugrundstücke im Vergleich zu einer Neuausweisung an anderer Stelle zu 
bevorzugen. Alternative Planungsmöglichkeiten bestehen nicht. 
 

3.10 Verbleibende Auswirkungen sowie Risiken im Fall von Unfällen und Katastrophen 
Nach derzeitigem Kenntnisstand ist nicht von davon auszugehen, dass nach der Verwirklichung der 
Bebauungsplanänderung Umweltauswirkungen auftreten. 
Nach § 4 Abs. 3 BauGB unterrichten die Behörden die Kommune im Rahmen des Beteiligungsverfahrens des 
Bebauungsplans, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die Durchführung erhebliche, insbesondere nicht 
vorhergesehene, Auswirkungen auf die Umwelt hat. 
Ein besonderes Unfallrisiko bei der Nutzung als Wohngebiet oder auch ein Unfallrisiko z.B. durch benachbarte 
Baugebiete, Straßen oder landwirtschaftlich genutzte Flächen besteht nicht. Weiter liegt das Plangebiet nicht im 
potentiellen Einwirkbereich eines Betriebes nach der Störfall-Verordnung21. 
Es besteht auch kein Risiko für andere Katastrophen. So liegt das Plangebiet nicht in einem überschwemmungs-
gefährdeten Gebiet und es sind auch keine andere Georisiken bekannt. 
 

3.11 Beurteilung der Umweltverträglichkeit der 2. Änderung des Bebauungsplanes mit integriertem 
Grünordnungsplan Nr. 14 gegenüber der bestehenden Planung / Zusammenfassung 

Die nachfolgende Tabelle fasst die Ergebnisse zusammen: 
Schutzgut Bedeutung des Planungs-

gebietes für Schutzgut 
Auswirkungen der Planung 

Mensch  (Erholung) gering nicht erheblich 
Mensch(Lärmimmissionen) gering nicht erheblich 
Tiere/ Pflanzen gering nicht erheblich 
Wasser gering nicht erheblich 
Boden gering nicht erheblich 
Klima/ Luft gering nicht erheblich 
Landschaft / natürliche Erholungseignung gering nicht erheblich 
Kultur- und Sachgüter nicht betroffen nicht erheblich 

Nach derzeitigem Kenntnisstand verbleiben nach Realisierung des Vorhabens keine Risiken für die Umwelt. 
Insgesamt kann von einer Umweltverträglichkeit des Vorhabens ausgegangen werden. Ein externer Aus-
gleich ist im Hinblick auf die Eingriffsregelung nicht erforderlich. 
 

                                                           
21  siehe Seveso-III-Richtlinie: Abstandsgebote nach Art 13 
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4 Planung 
4.1 Einleitung 

Neben der digitalen Neufassung (Bestandsanpassung und Darstellung der Planung auf Grundlage der aktuellen UTM-
Koordinaten) umfassen die Veränderungen der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 „Pfaffenweg / 
Holzbruckweg“ den gesamten Geltungsbereich. Neben der Änderung der Gebietsart von Mischgebiet in Allgemeines 
Wohngebiet soll durch die zeitgemäße Anpassung der planungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen 
Festsetzungen sowie der bauordnungsrechtlichen Gestaltungsvorschriften „den Eigentümern die Möglichkeit 
eingeräumt werden“, wie in den Röttenbacher Wohngebieten jüngeren Datums zu bauen. Hierdurch soll „eine 
Reduzierung der Baulücken“ erreicht und „eine moderne, an die heutigen energetischen Belange ausgerichtete 
Bauweise“ ermöglicht werden. 
Die Bebauungsplanänderung entwickelt sich bereits aus den Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplanes 
mit integriertem Landschaftsplan, der den Änderungsbereich als Allgemeines Wohngebiet darstellt22. 
Die bestehenden grünordnerischen Belange (hier insbesonders: der Erhalt und das Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern) sowie die für eine Grünordnung relevanten Festsetzungen (Art und Maß der baulichen Nutzung, 
Versiegelung etc.) werden durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes mit Darstellung einer eigenständigen 
Grünordnungsplanung nicht negativ verändert sondern durch weitere Festsetzungen (z.B. Ausschluss anorganischer 
Materialien als Mulch) eher optimiert. 
 

4.2 Planungsrechtliche und bauordnungsrechtliche Festsetzungen, bauordnungsrechtliche Gestaltungs-
vorschriften, Begründung zu den Festsetzungen 

Art der baulichen Nutzung: Der Änderungsbereich wird als allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 der BauNVO 
ausgewiesen da die tatsächliche Nutzung Wohnen darstellt und durch die Änderung der Art der baulichen Nutzung 
das Wohnen störende Nutzungen ausgeschlossen werden. 
Durch die Minimierung von Nutzungskonflikten, die sich in Gebieten mit gemischten Nutzungen üblicherweise ergeben 
wird insgesamt eine geordnete städtebauliche Entwicklung Plangebietes gesichert.  
In der Ortsrandlage wird eine Wohnnutzung sowie Einrichtungen nach § 4 Abs. 2 BauNVO mit Versorgungsfunktion 
im Hinblick auf die Wohnnutzung wie z.B. Läden, Handwerks- und Beherbergungsbetriebe, Schank- und 
Speisewirtschaften oder Anlagen für soziale, kulturelle, gesundheitliche oder sportliche Zwecke zugelassen. Zur 
Vermeidung zusätzlicher Konfliktsituationen werden jedoch die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO (Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe 
und Tankstellen) gem. § 1 Abs. 5 BauNVO ausgeschlossen. 
Maß der Baulichen Nutzung: 
Als höchstzulässiges Maß der baulichen Nutzung werden eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und eine 
Geschossflächenzahl von 1,2 in Verbindung mit der Nutzungsschablone A und C bzw. eine Grundflächenzahl von 
maximal 0,4 und eine Geschossflächenzahl von 0,8 in Verbindung mit den Festsetzungen der Nutzungsschablone B 
festgesetzt. Durch die Reduzierung der Grundflächenzahl von 0,6 (Mischgebiet auf 0,4 Wohngebiet) wird die 
Bebauungs- und Versiegelungsintensität reduziert und der tatsächlichen Nutzung angepasst. Insgesamt wird hier der 
bestehende Gebietscharakter gesichert. 
Durch die Festsetzung von Bereichen entlang der Weißenburger Straße bzw. im Süden des Plangebietes für eine 
Bebauung mit maximal dreigeschossigen Mehrfamilienwohnanlagen, Hausgruppen (Reihenhäuser) oder 
Doppelhäuser (Nutzungsschablone A und C) und Bereiche im Zentrum des Plangebietes bzw. nach Osten 
(Nutzungsschablone B) mit zweigeschossigen Doppel- und Einzelhäusern in Verbindung mit einer Reglementierung 
von max. 2 Wohneinheiten pro Wohngebäude wird eine bauliche Abstufung gesichert und der Gebietscharakter einer 
an den Landschaftsraum angepassten Bebauung erzielt. 
Bauweise: Für den Bereich der Nutzungsschablone A und B gilt die im ländlichen Raum ortstypische offene Bauweise 
Für den Bereich der Nutzungsschablone B mit der Festsetzung, dass ausschließlich Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
sind, um in Verbindung mit der Begrenzung der Wohneinheiten pro Gebäude den bestehenden Gebietscharakter auch 
weiterhin zu erhalten.  

                                                           
22 Die digitale Neufassung des Flächennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan stellt hier keine 
   Veränderungen dar. 
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Für den Bereich der Nutzungsschablone C wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Hier gelten die 
Festsetzungen der offenen Bauweise mit der Abweichung das Gebäude auch länger als 50m errichtet werden, da in 
diesem Bereich bereits Gebäude über 50m Gebäudelänge bestehen und weiterhin genutzt werden sollen. 
Überbaubare Grundstücksflächen / Baugrenzen: Zur Verbesserung der Flexibilität einer Bebauung auf den noch 
freien Bauparzellen und zur Ermöglichung unterschiedlicher Bauformen wird die überbaubare Fläche insgesamt weiter 
gefasst um eine möglichst hohe Variabilität der Grundstücksaufteilung zu erzielen. Bezüglich der Abstandsflächen wird 
bei der Ausnutzung der Baugrenzen durch die Geltung des Art. 6 Abs. 5 Sätze 1 und 2 BayBO23 eine ausreichende 
Belüftung und Belichtung gewährleistet. 
Nebengebäude / Garagen / Carports / Stellplätze / Zufahrten:  
Zur Verbesserung der Flexibilität einer Bebauung dürfen „kleine“ Nebengebäude mit einer zusammenfassenden 
Grundfläche von max. 12 m² auch außerhalb der Baugrenzen errichtet werden. Auch Garagen und deren Nebenräume 
sind aus Gründen einer variablen Gestaltung der Baugrundstücke auch weitestgehend zulässig. Die entsprechenden 
Flächen für Nebenanlagen, Garagen und deren Zufahrten wurden dementsprechend zu den Verkehrsflächen 
weiträumig dargestellt und ausschließlich in den rückwärtigen Bereichen zur Entwicklung zusammenhängender 
Grünstrukturen abgegrenzt. Insgesamt werden pro Wohneinheit (WE) 2 Stellplätze nachzuweisen sein, um auch bei 
einer Bebauung des Wohngebietes den Parkdruck im öffentlichen Straßenraum auf ein Mindestmaß zu reduzieren. 
Weiter wird auf die Anlage zur Garagen und Stellplatzverordnung (GaStellV) verwiesen. Diese liegt als Anlage der 
Begründung bei. 
Die Begrenzung des Stauraums vor den Garagen wird im Minimum von 8m auf 5m reduziert, da gewerbliche 
Nutzungen nun ausgeschlossen werden. Als Nachweis der Umsetzbarkeit wurden im Planblatt dementsprechend 
Garagen /Carports und Stellplätze dargestellt. 
Nach Rückstufung der Weißenburger Straße zur Gemeindestraße wird für die angrenzende Bebauung eine Zufahrt 
nach Westen ermöglicht soweit durch entsprechende Bordsteinabsenkungen der umgestalteten Weißenburger Straße 
hier ein Zufahrtsbereich besteht. 
Gestaltung der Gebäude und Grundstücke: Durch die Bereitstellung zusätzlicher Dachformen (Flachdach, 
Pultdach, Zeltdach Walmdach) mit den entsprechenden Dachneigungen (0°-53°) werden in Verbindung mit den in der 
Nutzungsschablonen festgesetzten Gebäudehöhen neben dem bisherigen Gebäudetyp E+D (Satteldach) weitere 
Gebäudetypen für eine Bebauung zugelassen, um dem Wunsch der Eigentümer nach einer modernen, an die heutigen 
energetischen Belange ausgerichtete Bebauung zu genügen und so die bestehenden Flächenpotentiale in diesem 
Bereich zu nutzen. 
In diesem Rahmen wird auch die vormals festgesetzte Firstrichtung der Hauptgebäude aufgehoben und die 
Festsetzungen für Kniestöcke, Dachgauben, Dachüberstände und Zwerchgiebel den neuen Gegebenheiten 
angepasst.  
Zur Minimierung der Fernwirksamkeit wird die maximal zulässige Gebäudehöhe auf 11,00 m jeweils bezogen auf die 
Oberkante (OK) des Erdgeschossfußbodens (FFB)24,festgesetzt. 
Zur Vermeidung übermäßiger Sockel wird die Fußbodenhöhe jedoch auch weiterhin mit maximal 0,5 m (gemessen 
von der Oberkante des Erdgeschossfußbodens bezogen auf die Oberkante Deckschicht der Straßendecke der 
Erschließungsstraße, gemessen von der Gebäudemitte) begrenzt. 
Fassaden: Der Ausschluss greller Farbtöne wie das Festlegen der Gestaltung von Balkonbrüstungen als vertikale 
Lattung, als verputzte Brüstung bzw. als Beton- oder gemauerte Brüstung dient weiterhin dem Zweck durch den 
Ausschluss von Blech- oder Glasverkleidungen, wie auch liegender Formate (Bonanzazaun) trotz einer insgesamt 
hohen Materialvielfalt eine gewisse Harmonie in der Gestaltung zu erzielen.  
Im gleichen Duktus steht auch die Festsetzung dunkler (roter, rotbrauner und anthrazitfarbener) Farbtöne für das Dach.  
Weiter sind Ziegel ausschließlich ohne Glasur und ohne Schutzschicht vor Moosen etc. (engobierte Ziegel) zu 
verwenden. So werden Lichtreflexionen von den Dachflächen minimiert und die Möglichkeit zur Entwicklung einer 
natürlichen Patina der Dachflächen erhalten. 

                                                           
23 Die Tiefe der Abstandsflächen beträgt 1 H, mindestens 3m. … 
24 Die bestehenden Gebäude bzw. Gebäudeteile genießen Bestandsschutz. 
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Einfriedungen: Zur einheitlichen Gestaltung werden zur öffentlichen Verkehrsfläche auch weiterhin die Materialien 
(Zäune mit senkrechter Holzlattung, Stabgitterzäune, Hecken aus Laubgehölzen) sowie keine Einfriedung gemeinsam 
mit einer maximalen Höhe der Einfriedung festgesetzt. 
Im seitlichen und rückwärtigen Bereich sind auch Maschendrahtzäune möglich, wobei zur freien Landschaft 
ausschließlich sockellose Einfriedungen zulässig sind. Hierdurch soll neben einer Durchlässigkeit für Tiere auch eine 
übermäßige Unterteilung der Grünstrukturen erzielt werden. 
Ver- und Entsorgungsleitungen:  
Der Abstand zwischen unterirdischen entsprechenden Leitungen und Bäumen zum Schutze der Leitungen wird auf 
2,5m festgesetzt und ist bei der Planung von Leitungen zum bestehenden Gehölzbestand wie bei Baumpflanzungen 
zu bestehenden wie geplanten Leitungen zu berücksichtigen. Weiter ist zwischen einer Bebauung und der 
vorhandenen unterirdischen 20 kV-Kabeltrasse einen Abstand von 1,00m einzuhalten. 
In allen Straßen und Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von 
ca. 0,3m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. Hinsichtlich geplanter 
Baumpflanzungen ist „das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu 
beachten.  
 
Schallschutz: 
Für den Bereich des Bebauungsplans Nr. 14 "Pfaffenweg / Holzbruckweg" wurden vom Ingenieurbüro Sorge, Nürnberg 
eine Schallimmissionsschutztechnische Untersuchung durchgeführt. Das Gutachten 14736 vom 12.06.2019 liegt der 
Begründung als Anlage bei. 
Als Beurteilungsgrundlage wird die Gebietsausweisung Allgemeines Wohngebiet (WA) herangezogen. Hierzu sind die 
Anforderungen gem. DIN 18005 und gem. 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) zu berücksichtigen. 
Als wesentliche Emittenten sind die Verkehrsgeräusche des Straßenverkehrs der Bundesstraße B2 (Ortsumgehung) 
anzusetzen. „Die Ermittlung der Geräuschimmissionen erfolgt gem. RLS-90. Die in den Berechnungen zugrunde 
gelegten Verkehrszahlen wurden beim Baysis abgerufen und auf das Prognosejahr 2030 hochgerechnet.“ 
Die Berechnungsergebnisse zeigen hier dass, 
 der Orientierungswert tags der DIN 18005 von 55 dB(A) nahezu im gesamten Plangebiet eingehalten wird. 
 Der Immissionsgrenzwert tags der 16. BImSchV von 59 dB(A) im gesamten Plangebiet eingehalten wird. 
 Die Schwelle der unzumutbaren Kommunikation und Erholung für die Nutzung der Außenwohnbereiche einer 

Wohnung, die nach Rechtsprechung mit kleiner als 62 dB(A)angenommen wird, in allen Bereichen unterschritten 
und somit eingehalten wird. 

 der Orientierungswert nachts der DIN 18005 von 45 dB(A) im südlichen Bereich des Plangebietes um max. 6 
dB überschritten und im nördlichen bereich eingehalten wird. 

 der Immissionsgrenzwert nachts der 16. BImSchV von 49 dB(A) nur an der Südfassade des Gebäudes im Süden 
des Plangebietes überschritten und in den sonstigen Bereichen eingehalten wird. 
 

4.3 Grünordnerische Belange 
Die grünordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes hier insbesonders die Festsetzungen zum Erhalt und zum 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern behalten vollinhaltlich ihre Gültigkeit und werden durch die Festsetzungen 
zur Grünordnung konkretisiert bzw. ergänzt. Im Plangebiet werden zur Gestaltung der Außenanlagen und der 
Baukörper folgende Maßnahmen festgesetzt: 
Pflanzung heimischer, standortgerechter Bäume und Sträucher 
Im Bereich des öffentlichen Straßenraums sind zur Aufwertung der Wohn- und Aufenthaltsqualität, sowie zur 
Gliederung des Straßenraumes heimische mittelkronige und großkronige Bäume zu pflanzen. Entlang der öffentlichen 
Verkehrsflächen sind hier mindestens in der durch Planzeichen festgesetzten Anzahl Straßenbäume zu pflanzen. 
Ausgefallenen Pflanzen sind in der darauffolgenden Pflanzperiode zu ersetzen. 
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Um eine artgerechte Gehölzentwicklung zu gewährleisten, sind für die Baumpflanzungen entlang der inneren 
Erschließung offene Baumscheiben von mind. 15 m² sowie ein ausreichender Wurzelraum von mindestens 12 m³ pro 
Baum vorzusehen25. 
Insgesamt richten sich die Grundstückszufahrten nach den festgelegten Grundstücksabsenkungen und 
Baumstandorten. In Bezug zu einer größtmöglichen Flexibilität bei der Realisierung der Wohnbauflächen dürfen die 
festgelegten Baumstandorte, sofern die Zufahrt zu den Grundstücken unzumutbar erschwert würde, ausnahmsweise 
verschoben werden. 
Durch die Pflanzmaßnahmen werden Straßenräume mit einem hohen Anteil an begrünten Randbereichen mit Bäumen 
und Sträuchern geschaffen, die zu einer hohen Eingrünung des Plangebietes beitragen. Durch die Verwendung 
standortgerechter, heimischer Gehölzarten entstehen Grünstrukturen, die mittelfristig Funktionen für den Arten- und 
Biotopschutz übernehmen werden. 
Um eine hochwertige landschaftsgerechte und wirksame Durchgrünung des Wohnquartiers auch auf den privaten 
Baugrundstücken zu erreichen wird auf den privaten Flächen je angefangenen 200 m² nicht bebaubarer Fläche die 
Pflanzung eines heimischen Baumes (Laubbäume und Obsthochstämme) als Hochstamm 3x verpflanzt mit einem 
Stammumfang von 12-14 cm und die gärtnerische Gestaltung der unbebauten Bereiche des jeweiligen 
Baugrundstückes festgesetzt. Neben den Baumpflanzungen werden heimische Sträucher und Ranker empfohlen, die 
in den entsprechenden Qualitäten gepflanzt, sich positiv auf den Natur- und Artenschutz sowie auf das Landschaftsbild 
auswirken. Die Gestaltung ist im Rahmen eines Freiflächengestaltungsplanes im Rahmen des Bauantrages 
darzustellen. Die Ausführung hat spätestens ein Jahr nach Bezugsfertigkeit der Gebäude, zu erfolgen. 
Ebenso gehören begrünte Ortsränder zur Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes (gem. § 1 Abs. 5 Nr. 4 BauGB) 
zu den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere des Naturhaushaltes (gem. § 1 Abs. 5 
Nr. 7 BauGB). Begrünte Ortsränder bilden so eine qualitative und quantitative Verzahnung der bebauten Ortsstrukturen 
mit den sie umgebenden Landschaftsstrukturen. Im Plangebiet werden Flächen zur Entwicklung eines begrünten 
Ortsrandes durch entsprechende Pflanzmaßnahmen zur Entwicklung von Natur- und Landschaft sowie zur 
Verbesserung des Orts- und Landschaftsbildes aufgewertet. Die hier festgesetzten Pflanzmaßnahmen sind spätestens 
in der Pflanzperiode nach Abschluss der Baumaßnahmen durchzuführen. 
Alle Pflanzmaßnahmen tragen zudem zu einem Ausgleich der Beeinträchtigung von Lokalklima und Lufthygiene bei. 
Insbesondere der hohe Baumanteil übernimmt durch sein klimawirksames Grünvolumen eine lufthygienische 
Ausgleichsfunktion, die mittel- bis langfristig zunimmt. Auf das Mikroklima wirken sich darüber hinaus auch die 
Strauchpflanzungen und die vertikalen Begrünungen aus.  
Ausschluss von anorganischen Materialien außerhalb von Wegen und Zufahrten 
Neben mikroklimatischen Aspekten wird auch aus Gründen der Biodiversität die Verwendung von anorganischen 
Materialien (z.B. Marmorkies, Granitsplitt etc.) als Mulchschicht ausgeschlossen. 
Verringerung / Minimierung der Flächenversiegelung 
Die Neuversiegelung von Flächen ist im Zusammenhang mit der Errichtung der baulichen Anlagen und der inneren 
verkehrlichen Erschließung im Plangebiet unvermeidlich. Möglichkeiten zur Verminderung von Beeinträchtigungen  im 
Wasserhaushalt bestehen insbesondere im Bereich der Stellplatzflächen und deren Zufahrten ohne Belastung.  
Hierzu werden zur Minimierung einer Flächenversiegelung un- oder teilversiegelnde Beläge festgesetzt. Die gewählten 
Materialien führen zu einer Teilversiegelung der relevanten Flächen. 
 

4.4 Belange des Artenschutzes 
Grundsätzlich ist unabhängig von der Aufstellung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB auch im Innenbereich der Artenschutz abzuprüfen. Im Rahmen der Betrachtung des 
Untersuchungsraumes wurde ein spezielle artenschutzrechtliche Prüfung26 (saP) in Absprache mit der Unteren 
Naturschutzbehörde erarbeitet, dass die Auswirkungen der Planung hinsichtlich der artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen darstellt. 

                                                           
25  siehe RAS-LP - Richtlinien für die Anlage von Straßen; Teil Landschaftspflege. 
26 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP), Büro ÖFA Ökologie Fauna Artenschutz, Roth, Juli 2019. 
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Im Fazit des Artenschutzbeitrages wird festgestellt, dass im Wirkungsraum der hier betrachteten Planung nur Tierarten 
erwartet werden, für die davon auszugehen ist, dass durch das Vorhaben bei Umsetzungen der Maßnahmen zur 
Vermeidung27 keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population ausgelöst wird.  
Unter Berücksichtigung der nachfolgend dargestellten eingriffsmindernden Maßnahmen (V1-V4) können 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG vermieden bzw. vermindert werden.  
 Die Baufeldräumung, der Abriss von Gebäuden sowie jegliche Gehölzbeseitigungen erfolgen außerhalb der 

Vogelschutzzeiten (1. März bis 30. September) zwischen Oktober und Februar (V1). 
 Der mögliche Abbruch von alten Gebäuden ist am günstigsten in den Oktober zu legen und muss von einem 

Fledermausexperten begleitet werden. Bevor der Abriss der Gebäude mit großmechanischen Geräten erfolgt, 
sind Dachböden und Dächer auf das Vorkommen von Fledermäusen (insbesondere Einzelindividuen) hin zu 
überprüfen (V2). 

 Die Rodung von Bäumen, Sträuchern und Hecken wird auf das notwendige Mindestmaß beschränkt (V3). 
 Um die durch mögliche Abriss- und Sanierungsmaßnahmen verlorengehenden Brutmöglichkeiten von 

Gebäudebrütern auszugleichen, werden an dem ehemals gewerblich genutzten Baukörper im Süden des 
Planungsraumes (hohe Gebäude) mindestens drei Koloniekästen für Sperlinge aufgehängt. Die umgesetzte 
Maßnahme ist bei der UNB anzuzeigen(V4). 

 
4.5 Emissionen/Immissionen hier Lärmschutzmaßnahmen 

Bezogen auf die Verkehrsgeräuschimmissionen wird davon ausgegangen, dass durch die festgesetzten passiven 
Lärmschutzmaßnahmen (Schallschutzfenster) an den Fassaden der betroffenen Gebäude im Süden des Plangebietes 
zur Einhaltung der zulässigen Innenpegel in den schutzbedürftigen Räumen gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse  
gewährleistet bleiben. Auf das entsprechenden Schallschutzgutachten wird verwiesen. 
 

5 Ablauf der Planung 
 

 

Bebauungsplan Nr. 14 „Pfaffenweg / Holzbruckweg“, 2. Änderung, Entwurf Stand: 16.09.2019 
 

                                                           
27 CEF-Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität sind nicht erforderlich. 
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5.1 Beteiligungsverfahren  
Im beschleunigten Verfahren gelten gem. § 13a BauGB die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 
2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Gem. § 13 Abs. 2 Nr.1 BauGB wurde seitens der Gemeinde von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.  

5.1.1 Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2) 
Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens der Öffentlichkeit wurde eine öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 durchge 
führt. Die Unterlagen waren im Zeitraum vom 11.10.2019 bis 14.11.2019 öffentlich ausgelegen.  
Es gingen keine Anregungen und /oder Bedenken ein. 

5.1.2 Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange (§ 13 Abs.2 Nr. 3 BauGB) 
Die Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange und Nachbargemeinden erfolgte 
im Zeitraum vom 30.09.2019 bis 14.11.2019.  
 
Von folgenden Trägern öffentlicher Belange, Behörden oder Nachbargemeinden gingen keine Einwände, keine 
abwägungsrelevanten bzw. keine Äußerungen zur Planung ein:28  
 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Schwabach 
 Amt für Ländliche Entwicklung Mittelfranken, Ansbach 
 Bayerischer Bauernverband, Roth 
 Bayernwerk, Netzcenter Bamberg 
 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Abteilung B – Koordination Bauleitplanung, München 
 Bund Naturschutz, Roth 
 DB Services Immobilien GmbH Nürnberg 
 Evangelisches Pfarramt Georgensgmünd 
 Gemeinde Georgensgmünd 
 Handwerkskammer für Mittelfranken, Nürnberg 
 Industrie- und Handelskammer Nürnberg 
 Kabel Deutschland GmbH, Nürnberg 
 Katholisches Pfarramt Röttenbach 
 Kreishandwerkerschaft Mittelfranken Süd, Schwabach 
 Kreisheimatpfleger Georg Schultheiß, Heideck 
 Kreisjugendring Roth 
 Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V., Hilpoltstein 
 Markt Pleinfeld 
 Planungsverband Industrieregion Mittelfranken, Nürnberg 
 Stadt Heideck 
 Stadt Spalt 
 TenneT TSO GmbH, Bayreuth 
 Regierung von Mittelfranken, SG 24, Ansbach 
 Regierung von Mittelfranken, Höhere Landesplanungsbehörde, Ansbach 
 Verkehrsverbund Großraum Nürnberg GmbH, Nürnberg 
 Wasser- und Abwasserzweckverband Rezattal, Röttenbach 
 Zweckverband Wasserversorgung Fränkischer Wirtschaftsraum 

 
Von folgenden Träger öffentlicher Belange, Behörden oder Nachbargemeinden gingen abwägungsrelevante 
Äußerungen ein: 
 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Roth 
 Deutsche Telekom Technik GmbH, Ansbach 
 Landratsamt Roth 
 Main-Donau Netzgesellschaft, Nürnberg 
 Staatliches Bauamt Nürnberg 
 Wasserwirtschaftsamt Nürnberg 

                                                           
28 Die Gemeinde Röttenbach geht in diesen Fällen davon aus, dass Einverständnis mit der Planung besteht. 
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Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Roth  
weist auf die westlich und nördlich des Plangebietes angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe hin, zu denen ein 
ausreichender Immissionsschutzabstand eingehalten werden muss, der auch noch maßvolle betriebliche 
Entwicklungen an deren Hofstellen berücksichtigt. 
Weiter wird der geplante Baumstandort in der Wegegabelung zwischen den Flurwegen 847/28 und 847/27 kritisch 
betrachtet, da eine Behinderung des landwirtschaftlichen Verkehrs nicht ausgeschlossen werden kann. 
Der Hinweis des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bzgl. der angrenzenden 
landwirtschaftlichen Betriebe wird zur Kenntnis genommen. Im Plangebiet besteht schon jetzt ausschließlich 
eine Wohnnutzung. Eine Neubebauung erfolgt weitestgehend auf der abgewandten Seite. Nutzungskonflikte 
sind nicht zu erwarten. Der geplante, kritisch betrachtete Baum entfällt. 
 
 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH  
weist auf eine Anpassung der Verkehrswege an die Telekommunikationslinien der Telekom hin. Weiter wird mitgeteilt, 
das zur Versorgung des Planbereiches mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom eine Verlegung neuer 
Telekommunikationslinien im und außerhalb des Plangebietes notwendig sind und dass um Mitteilung von 
Maßnahmen bzgl. einer frühzeitigen  Koordinierung gebeten wird. 
Weiter wird um Aufnahme folgender fachlicher Festsetzungen in den B-Plan gebeten: „In allen Straßen und Gehwegen 
sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3m für die Unterbringung 
der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen“. Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist „das "Merkblatt 
über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch 
die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht 
behindert werden.  
Die Hinweise der Deutsche Telekom Technik GmbH werden zur Kenntnis genommen. Änderungen an den 
bestehenden Verkehrswegen erfolgen nicht. Alle Grundstücke sind bereits erschlossen. Eine weitere, 
zusätzliche Erschließung ist nicht beabsichtigt. Die frühzeitige Beteiligung sowie die Aufnahme der o.g. 
dargestellten fachlichen Hinweise in die Begründung werden berücksichtigt. Änderungen in der Planung 
ergeben sich nicht. 
 
 
Von Seiten des Landratsamtes Roth 
wird festgestellt, dass dem Planungsentwurf öffentliche Belange ihres Aufgabenbereiches grundsätzlich nicht 
entgegenstehen. 
 
Es wird bezogen auf die Belange des kommunalen Abfallwesens bezüglich der Müllentleerung darauf hingewiesen, 
dass die Müllentsorgung nur bei ordnungsgemäßer Aufstellung der Müllgefäße erfolgen kann. Weiter ist im gesamten 
Plangebiet durch die Anlage ausreichend breiter Straßen, dem notwendigen Lichtraumprofil und den entsprechenden 
Kurven- und Wendekreisradien, sowie durch die Anlage von Müllsammelplätzen sicherzustellen. „Die vorhandene bzw. 
die geplante Verkehrsanbindung dürfte für ein Befahren mit einem Abfallsammelfahrzeug ausreichend sein. Es muss 
jedoch darauf geachtet werden, dass die vorgesehen Bepflanzung nicht später die Durchfahrt verhindert“. 
Eine ordnungsgemäße Müllbeseitigung erfolgt derzeit bereits. Es werden keine baulichen Veränderungen an 
den Straßen vorgenommen. Die Hinweise bezüglich der Bepflanzung werden berücksichtigt. 
 
Das Gesundheitsamt verweist darauf, dass bei der Beseitigung von verschmutztem Niederschlagswasser das 
Wasserwirtschaftsamt einzuschalten, eine ausreichende Dimensionierung der geplanten Ver- und 
Entsorgungsleitungen, vor allem zur Abdeckung der Spitzenzeiten, der Schutz von Grundwassers auch während der 
Bauphase sicherzustellen ist. Weiter sind die festgestellten passiven Lärmschutzmaßnahmen zur Pegelminderung 
umzusetzen.  
In dem Wohngebiet werden keine nennenswerten Verschmutzungen durch Verkehr oder chemische 
Substanzen erwartet. Das Wasserwirtschaftsamt ist am Verfahren beteiligt. Den Anregungen des 
Gesundheitsamtes wird entsprochen. 
 
Von Seiten der UNB wird nochmals darauf hingewiesen, dass gegen die Planung keine naturschutzfachlichen 
Versagungsgründe bestehen wenn die genannte naturschutzfachlichen Anmerkungen und Auflagen beachtet werden. 
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Die angegebenen naturschutzfachlichen Belange wurden auf dem Planblatt bereits unter Ziffer VI, 4. 
berücksichtigt. Der Punkt V4 wird ergänzt um den Zusatz „Die umgesetzte Maßnahme ist bei der UNB 
anzuzeigen“. 
 
Weiter wird von Seiten des Landratsamtes neben einer Ungenauigkeit (Die Begründung ist nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes sondern wird lediglich beigefügt) auf die unvollständige Erläuterung der verwendeten Planzeichen, 
die unauffällige Kennzeichnung der Fassaden (Nr.11.1 der textlichen Festsetzungen) sowie auf den fehlenden Verweis 
der Anlage zur Garagen- und Stellplatzverordnung – GaStellV in Pkt. 5.2 der textlichen Festsetzungen hingewiesen. 
Alle hier dargestellten Anregungen werden berücksichtigt. Die Gebäudedaten aus der Plangrundlage 
(Dachformen /Geschossigkeit) sind irrelevant und werden entfernt. Der Bebauungsplan wird ergänzt / 
aktualisiert.  
 
Die Hinweise, Ergänzungen und Konkretisierungen des Landratsamtes Roth werden berücksichtigt. Es 
ergeben sich keine Änderungen, die eine nochmalige Auslegung erforderlich machen. 
 
 
Die Main-Donau Netzgesellschaft  
weist darauf hin, dass eine Versorgung der noch unbebauten Grundstücke mit Strom, nach entsprechender 
Netzerweiterung, ausgehend vom bestehenden Versorgungsnetz sichergestellt werden kann. Auch ist eine 
Versorgung mit Erdgas. Voraussetzung hierfür ist jedoch eine Vereinbarung der Kostenübernahme mit dem 
Erschließungsträger. 
Weiter ist zwischen einer Bebauung und der vorhandenen 20 kV-Kabeltrasse einen Abstand von 1,00m sowie nach 
dem Regelwerk DVGW, Arbeitsblatt GW 125, zwischen geplanten Baumstandorten und unterirdischen 
Versorgungsleitungen einen Abstand von 2.50m einzuhalten. Es wird um Aufnahme in die Begründung zum 
Bebauungsplan gebeten. 
Die Hinweise der Main-Donau Netzgesellschaft werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
Änderungen in der Planung ergeben sich nicht. 
 
 
Das Staatliche Bauamt, Nürnberg 
bittet um Übersendung des Gemeinderatsbeschlusses und um Übersendung des rechtsgültigen Bauleitplanes 
(einschließlich Satzung).  
Das Staatliche Bauamt erhält die gewünschten Unterlagen. Änderungen in der Planung ergeben sich nicht. 
 
 
Das Wasserwirtschaftsamt, Nürnberg 
weist bzgl. der Wasserversorgung auf die Überschreitung der für 2018 genehmigten Jahreswassermenge von 11.288 
m²/a hin und stellt fest, dass Röttenbach in keinem Verbund mit einem benachbarten Wasserversorger steht und 
gemäß der Veröffentlichung, „Wasserversorgungsbilanz Mittelfranken“ durch die Regierung von Mittelfranken die 
Versorgungssicherheit für Röttenbach als „eingeschränkt“ gilt. 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ursache des „einmaligen“ überhöhten Wasserverbrauchs waren 
insbesonders der Leitungsbau in der Rother Straße, ein größerer Rohrbruch über Monate in der Mühlstettener Straße 
sowie anlagenspezifische eigene Wasserverbräuche29. 
Die Überschreitung stellt sich als einmaliges Ereignis dar und steht in keinem Bezug zu der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 14.  
 
Das Wasserwirtschaftsamt, Nürnberg bittet bzgl. der Abwasserbeseitigung um Beachtung einer Minimierung der 
Neuversiegelung, der Anlage ortsnaher Rückhaltungen und Stärkung der Verdunstung z.B. durch Gründächer, 
Dorfweiher, Grünflächen, Pflaster mit offenen Fugen usw. Weiter wird auf eine Untersuchung des Bodens gem. den 

                                                           
29 „Die verkaufte Wassermenge belief sich 2018 auf 182.266 m³, die Abgabe ans Verteilernetz 282.134 m³. Gleichzeitig gab es  
     einen Wasserverlust von 99.868 m³. Dieser enorme Wasserverlust hat verschiedene Gründe: Insbesondere ist hierbei zu  
     erwähnen der Leitungsbau in der Rother / Weißenburger Straße, größerer Rohrbruch über Monate in der Mühlstettener Straße  
     sowie die anlagenspezifischen eigenen Wasserverbräuche (Saugbehälter reinigen, Spülwasser, Leitung spülen, Schie- 
     bertausch etc.)“ Aussage des Wasser- und Abwasserzweckverbandes Rezattal, Röttenbach 08.2019. 
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die Vorgaben zur Versickerung am Entstehungsort (NwFreiV, TRENGW usw.) sowie auf die Vorgaben zur Ableitung 
(falls eine Versickerung nicht möglich ist) gemäß dem DWA Merkblatt 153 hingewiesen.  
Auch sollte der Einbau von Zisternen nicht unter Hinweisen empfohlen sondern satzungsrechtlich festgeschrieben 
werden. Weiter ist die Nutzung von Zisternenwasser als Grauwasser dem Betreiber dar Abwasseranlage zu melden. 
Die genannten Maßnahmen zur Reduzierung des Abwassers sind bereits weitestgehend im Bebauungsplan 
festgesetzt. Auch die Hinweise zur NwFreiV und TRENGW sind in den Textfestsetzungen bereits vorhanden. 
Das verbindliche Festlegen von Retentionszisternen im Bebauungsplan erfolgt nicht, da die Festsetzung 
rechtlich nicht eindeutig geklärt ist30 und für den Wohnbestand keine Nachteile geschaffen werden sollen. 
 
Weiter wird auf die derzeitige Situation der Abwasserbeseitigung und die fehlende wasserrechtliche Erlaubnis für die 
Einleitung von Mischwasser und auf die notwendigen vollständigen Planunterlagen zum wasserrechtlichen Antrag 
hingewiesen. 
Mittlerweile liegt eine beschränkte Erlaubnis für das Einleiten von Mischwasser vor (Bescheid des LRA Roth 
vom 11.11.2019). Das RÜB Stirn wird im Zuge der momentanen Baugebietserschließung Nr. 19 „Am 
Lerchenfeld“ errichtet. 
 
Bzgl. Wasserbau wird auf die Arbeitshilfe „Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung“ des Bayerischen 
Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr und dem Bayerischen Staatsministerium für Umwelt- und 
Verbraucherschutz hingewiesen, die bei der Ermittlung und Abwägung möglicher Hochwasser- und Starkregenrisiken 
bei jeder Aufstellung von Bebauungs- und Flächennutzungsplänen zu berücksichtigen ist. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen der Aktualisierung des hier behandelten Bebauungsplanes wird kein weiteres Baurecht 
geschaffen. Mit der Reduzierung der Nutzungsintensität und des Versiegelungsgrades (GRZ) durch die 
Nutzungsänderung von MI in WA werden gemeinsam mit den o.g. Festsetzungen zur Förderung einer 
Versickerung von unbelasteten Oberflächenwasser zusätzliche Maßnahmen zur Minimierung von Abwässer 
geschaffen. Änderungen in der Planung sind nicht beabsichtigt. 
 
 
Die eingegangenen Hinweise, Ergänzungen und Konkretisierungen des Beteiligungsverfahrens ergeben keine 
Änderungen, die eine nochmalige Auslegung erforderlich machen. 
 

  

                                                           
30 Die textliche Festsetzung „Niederschlagswasser von Dächern darf nicht in die Sammelkanalisation eingeleitet werden,  
    sondern muss über Sickeranlagen dem Grundwasserzugeführt bzw. in Zisternen gesammelt werden ist nur insoweit durch  
    § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB gedeckt, als sie eine Verpflichtung zur Versickerung des Niederschlagswassers enthält. Hinsichtlich  
    der Verpflichtung zur Zwischenspeicherung des Niederschlagswassers fehlt es mangels eines bodenrechtlichen Bezugs an  
   der Rechtsgrundlage in § 9 Abs. 1 BauGB (VGH München, Beschluss v. 13.04.2018- 9 NE 17.1222).  
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5.2 Satzungsbeschluss 

Nach Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen in der Sitzung des Gemeinderates am 09.12.2019 wurde die 2. 
Änderung des Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan Nr. 14 „Pfaffenweg / Holzbruckweg“ als Satzung 
beschlossen. 
 

 
Rechtswirksamer Bebauungsplan Nr. 14 „Pfaffenweg / Holzbruckweg“, 2. Änderung, Stand: 09.12.2019 

 
 
 

6 Ausfertigung des Bebauungsplanes 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 „Pfaffenweg / Holzbruckweg“, besteht aus der von dem Planungsbüro 
"Projekt 4", Nürnberg, ausgearbeiteten Planblatt mit Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen in der Fassung 
vom 09.12.2019 sowie der hier beigefügten Begründung. 
 
 
 
 
 
 
Röttenbach, den ………………………. 
 
 
 
 
 
 
Thomas Schneider 
Bürgermeister 
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7 Anlagen 
7.1 Schallimmissionsschutztechnische Untersuchung im Rahmen der Bauleitplanung 
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7.2 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) im Rahmen der Bauleitplanung 
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7.3 Anlage zur Garagen- und Stellplatzverordnung – GaStellV  
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7.4 Bebauungsplan „Pfaffenweg / Holzbruckweg“ (06.1997) 

Planfassung: 
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Textliche Festsetzungen: 
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Begründung: 
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7.5 Bebauungsplan „Pfaffenweg / Holzbruckweg“, 1. Änderung (02.2013) 
Planfassung: 
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Textliche Festsetzungen / Satzung: 
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Begründung: 
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